
Abwägungsvorschläge 
 

zu den Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 Abs. 2 BauGB 
  



Folgende Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange haben sich dahinge-
hend geäußert, dass sie der Aufstellung des Bebauungsplans „Feuerwehrgerätehaus 
Raumland“ zustimmen und keine Bedenken vorzubringen haben: 

 

(Die Nummerierung der einzelnen Stellungnahmen erfolgt nach dem Zeitpunkt ihres 
Eingangs.) 

 

Zustimmung ohne Bedenken 

Nr. Behörde oder sonstige Träger öffentlicher Belange Eingang am: 

02 Bundeswehr-Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen 

21.02.2024 

04 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie 
in NRW, Dez 65 

22.02.2024 

05 Bezirksregierung Arnsberg, Dez. 35 22.02.2024 

06 Landesamt f. Natur, Umwelt u. Verbraucherschutz NRW 23.02.2024 

07 Landwirtschaftskammer NRW 23.02.2024 

09 Stadtwerke Bad Berleburg 29.02.2024 

10 Landesbetrieb Wald + Holz NRW-Regionalforstamt Siegen-
Wittgenstein 

05.03.2024 

12 Vodafone West GmbH, ND Zentrale Planung 18.03.2024 

 

  



Folgende Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange haben sich dahinge-
hend geäußert, dass sie der Aufstellung des Bebauungsplans „Feuerwehrgerätehaus 
Raumland“ grundsätzlich zustimmen, jedoch Hinweise und Anregungen vorzubrin-
gen haben: 

 

Zustimmung mit Hinweisen und Anregungen 

Nr. Behörde oder sonstige Träger öffentlicher Belange Eingang am: 

01 LAN Consult Hamburg, Leitungsauskunft (GREENFIBER) 20.02.2024 

03 LWL- Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe 21.02.2024 

08 Deutsche Bahn AG 27.02.2024 

11 Kreis Siegen-Wittgenstein 12.03.2024 

13 Landesbetrieb Straßenbau - NRW (Regionalniederlassung 
Südwestfalen) 

21.03.2024 

 

Die eingegangenen Stellungnahmen, die mit Hinweisen und Anregungen zuge-
stimmt haben, sind einschließlich der dazugehörigen Abwägungsempfehlungen 
nachfolgend dargestellt:  

 



Abwägungsempfehlungen 

Wie der nebenstehenden Planskizze zu entnehmen ist, 
verläuft die seitens Greenfiber geplante Leitungstrasse 
außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans 
„Feuerwehrgerätehaus Raumland“. 

Im Zuge der Umsetzung des dargestellten Bauvorhabens 
werden die erforderlichen Abstimmungen seitens der Stadt 
Bad Berleburg mit Greenfiber durchgeführt. 
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Abwägungsempfehlungen 

Kein abwägungsrelevanter Sachverhalt. Dem Hinweis wurde 
durch den in der Plankarte unter Nr. 6.4 aufgeführten Hinweis  
zum Umgang bei Bodeneingriffen mit potentiellen Funden von 
Bodendenkmälern, nachgekommen. 
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Die aus bodendenkmalpflegerischer Sicht gegebenen Hinweise 
werden in die Begründung zum Entwurf eingearbeitet. 



Abwägungsempfehlungen 

Kein abwägungsrelevanter Sachverhalt 

Den Hinweisen wird entsprochen. Das Bauvorhaben „Feuerwehrgerätehaus 
Raumland“ wird aufgrund seiner großen Entfernung zur Bahnstrecke keine 
negativen Auswirkungen auf die Bahnanlagen oder den Bahnbetrieb haben. 

Der Bau erfolgt nach den anerkannten Regeln der Technik im Rahmen eines 
bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens.  
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Keine abwägungsrelevanten Sachverhalte, da aufgrund der großen Abstands-
situation des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes „Feuerwehrgeräte-
haus Raumland“ mit Beeinträchtigung von Bahnanlagen oder den Eisenbahn-
betrieb nicht zu rechnen ist. 



Abwägungsempfehlungen 

Dem Hinweis der Unteren Wasserbehörde wurde entsprochen. Der mit 
Stellungnahme vom 02.02.2024 einzufügende Textinhalt: "Innerhalb des 
festgesetzten Überschwemmungsgebietes der "Eder" dürfen keine Gelände-
veränderungen (Auf- und Abtrag), Veränderungen der vorhandenen Gelände-
oberfläche (z.B. Versiegelungen) und Errichtungen von baulichen Anlagen 
vorgenommen werden. Ebenso sind Befahrungen aber auch die Anlage von 
Fahrwegen und Lagerplätzen in dem angrenzenden Überschwemmungsgebiet 
nicht zulässig" wurde in der Plankarte unter dem Pkt. 6 - Nachrichtliche 
Übernahmen /Hinweise“ hinzugefügt. 

Dem Hinweis wird entsprochen. Die Untere Abfallwirtschafts- und Boden-
schutzbehörde des Kreises wird in den angegebenen Fällen beteiligt. 
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 Den gem. Stellungnahme vom 02.02.2024 seitens der Unteren 
Naturschutzbehörde geäußerten Hinweisen zu den gem. § 9 BauGB 
einzutragenden Planinhalten in Plankarte und Begründung sowie den 
gewünschten Textzusätzen im Umweltbericht wurden durch entsprechende 
Eintragungen entsprochen. Die gewünschten Pflanzdetails bleiben weiterhin 
Gegenstand einer Landschaftspflegerischen Ausführungsplanung und dem 
anschließenden bzw. parallellaufenden Bauordnungsverfahren vorbehalten. 
Sie sind in einem Bebauungsplan nicht zwingend anzugeben. Diesem Hinweis 
wird daher weiterhin nicht entsprochen. 

Dem Hinweis der Brandschutzstelle vom 02.02.2024 wurde entsprochen. Der 
angegebene textliche Hinweis wurde in den Textteil der Begründung 
übernommen bzw. eingefügt.  



Abwägungsempfehlungen 

Kein abwägungsrelevanter Sachverhalt 

Siehe Seite 2 
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Dem Hinweis wurde bereits entsprochen. Die mit dem Landesbetrieb 
Straßenbau abzustimmenden Detailfragen (Gebäudestellung, Stell-
platzanlage, Zu- und Abfahrt, etc.) wurden bereits auf der parallel 
laufenden bauordnungsrechtlichen Verfahrensebene vorgelegt. Den 
geplanten Maßnahmen wurde seitens des Landesbetriebes 
Straßenbau NRW zugestimmt. An den dort dargestellten 
Planungsinhalten hat sich in der Folgezeit nichts geändert. Die 
erforderlichen Abstimmungen mit dem Landesbetrieb Straßenbau 
erfolgen weiterhin auf der Ebene des bauordnungsrechtlichen 
Verfahrens und der anschließenden Ausführungsplanung. 




